
Datenschutzhinweise 
im Zusammenhang mit der Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten bei der betroffenen Person gemäß Art. 13 DSGVO für 

die Dauer der Pandemie des Coronavirus  

Die folgenden Informationen sollen Ihnen einen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die Gerichte und Staatsanwaltschaften und Ihre Rechte aus der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) geben.  

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen so-
wie des/der behördlichen Datenschutzbeauftragten

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO ist 

Präsidentin des  
Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts 
Brockdorff-Rantzau- Straße 13 
24837 Schleswig 
04621 86 0 
verwaltung@ovg.landsh.de 

Die schleswig-holsteinische Verwaltungsgerichtsbarkeit hat eine(n) behördliche(n) Datenschutzbeauf-
tragte(n) bestellt. Diese(n) erreichen Sie unter folgenden Kontaktdaten: 

Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts 
- Datenschutzbeauftragter -
Brockdorff-Rantzau- Straße 13
24837 Schleswig
04621 86 0
verwaltung@ovg.landsh.de

2. Art der Datenverarbeitung, Zweck der Verarbeitung und Rechtsgrund-
lage

Ihre personenbezogenen Daten werden verarbeitet, um eine Ausbreitung der Pandemie zu verhindern. 
Im Falle einer Corona-Infektion sind sowohl Sie als auch das Justizpersonal und die Besucher zu schüt-
zen. Dafür ist es notwendig, dass Ihre im Fragebogen ausgewiesenen personenbezogenen Daten (An-
gaben zur Person, Anlass des Besuchs des Gebäudes) verarbeitet werden. Damit soll im Infektionsfall 
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die Nachverfolgbarkeit von Infektionswegen gewährleistet werden. Dies erfolgt, um lebenswichtige In-
teressen von Ihnen und anderen Personen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst. c) DSGVO in 
Verbindung mit § 5 Abs. 7 S. 2 der Corona-Bekämpfungsverordnung zu schützen. Entsprechendes gilt 
für die ggfs. abgegebenen Kopien von Identifikationsnachweisen. Sofern Sie zur Sitzung geladen sind, 
legitimieren Sie und Ihre Prozessvertreterinnen oder Prozessvertreter sich mit der Ladung. Der Ter-
minszettel wird in diesen Fällen mit den Angaben zu Ihrer Person anstelle des Fragebogens aufbe-
wahrt. 
 
Bei der Einlasskotrolle können auch Informationen über Ihren Gesundheitszustand gemäß Art. 9 Abs. 
1 DSGVO verarbeitet werden, um im Einzelfall darüber zu entscheiden, ob in Ausübung des Hausrechts 
ein Zutritt zum Gebäude verweigert wird oder nur unter bestimmte, dem Gesundheitsschutz dienenden 
Bedingungen gewährt wird. Dies erfolgt auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 S. 1 Buchst. b) DSGVO i.V.m. 
§ 45 BeamtStG bzw. 618 BGB, und Art. 9 Abs. 2 S. 1 Buchst. g) DSGVO i. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 LDSG. Soweit bei den Beteiligten eines gerichtlichen Verfahrens ein Zutritt zum Gerichtsgebäude aus 
gesundheitlichen Gründen unterbleibt, kann dies in der Verfahrensakte aufgenommen werden; insoweit 
erfolgt die Verarbeitung auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 S. 1 Buchst. f) DSGVO. 
 
3. Weitergabe an Dritte 

Es erhalten nur diejenigen Personen Zugriff auf Ihre personenbezogenen Daten, die diese zur Erfüllung 
unserer gesetzlichen Pflichten benötigen. Im Falle eines Corona-Infektions-Verdachtsfalls oder einer 
nachgewiesenen Corona-Erkrankung werden Ihre Daten dem zuständigen Gesundheitsamt übermit-
telt. 
 
Darüber hinaus werden keine personenbezogenen Daten an Dritte weitergeleitet. 
 

4. Dauer der Speicherung von personenbezogenen Daten 

Die Fragebögen, die Kopien der Identitätsnachweise und die Terminszettel werden tageweise ver-
schlossen und nicht digitalisiert aufbewahrt. Ihre personenbezogenen Daten werden durch technische 
und organisatorische Maßnahmen, die insbesondere die Anforderungen an die Informationssicherheit 
aus dem BSI-Grundschutz erfüllen, geschützt, um einem Verlust oder Missbrauch durch Dritte wir-
kungsvoll vorzubeugen. Insbesondere werden die Mitarbeiter, die die personenbezogenen Daten ver-
arbeiten, zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
Die Aufbewahrung erfolgt für einen Zeitraum von längstens vier Wochen. 
  

5. Betroffenenrechte 

Nach der DSGVO stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten 
zu verlangen 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder die Vervollständigung 
Ihrer bei uns gespeicherter personenbezogenen Daten zu verlangen 

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu verlangen 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten zu verlangen 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in 
einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die Übermitt-
lung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen (Recht auf Datenübertragbarkeit) 



• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren (Beschwerderecht), 
wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten gegen deutsches oder europäisches Datenschutzrecht verstößt. In der Regel können 
Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes 
oder unseres Unternehmenssitzes wenden. Zuständige Aufsichtsbehörde ist das 

Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) 
Holstenstraße 98 
24103 Kiel 
Telefon: 0431 988-1200 
E-Mail:  mail@datenschutzzentrum.de 

Das ULD bietet auch verschlüsselte E-Mail-Kommunikation an. 
 

 

Schleswig, 29. Juni 2021 

 

 

Maren Thomsen 
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